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In Deutschland sind die öffentlichen Investitionen im län-
gerfristigen Vergleich deutlich weniger stark gestiegen als
das Bruttoinlandsprodukt (BIP): Lag ihr Anteil am BIP im
Jahr 1970 noch bei 4,7 %, sank er bis zum Jahr 2012 auf
1,5 % [Angaben entsprechend der Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnung (VGR)]. Problematisch können niedrige
öffentliche Infrastrukturinvestitionen besonders dann sein,
wenn davon negative Konsequenzen auf das Wachstum
des Produktionspotenzials ausgehen. Die Kausalität ist
dabei jedoch nicht eindeutig, sodass sich die Frage
stellt, ob es sich um eine für entwickelte Volkswirtschaften
wie Deutschland typische und deshalb „quasi-natür -
liche“ Entwicklung (beispielsweise als Folge von Sätti-
gungseffekten und daraus resultierend niedrigeren Ren-
diten öffentlicher Investitionen) oder um eine bewusste
oder unbewusste Folge wirtschafts- und finanzpolitischer
Entscheidungen handelt. Die Dresdner Niederlassung des
IFO INSTITUTS hat sich dieser Fragestellung im Auftrag des
BUNDESMINISTERIUMS FÜR WIRTSCHAFT UND TECHNOLOGIE an-
genommen. Viele Anzeichen sprechen dafür, dass die
rückläufige Bedeutung öffentlicher Infrastrukturinvestitio-
nen nicht unmittelbar ein wirtschaftspolitisches Problem
darstellt. Dennoch verbleiben Ansatzpunkte, um die In-
vestitionstätigkeit in Deutschland anzuregen. Der nach-
folgende Text fasst die wesentlichen Inhalte des Kurz -
gutachtens zusammen [ECK et al. (2013)].

Infrastrukturinvestitionen: Ausgaben des Staates
in Baumaßnahmen

JOCHIMSEN (1966) beschreibt Infrastruktur als die „… Sum -
me der materiellen, institutionellen und personellen Anla-
gen, Einrichtungen und Gegebenheiten, … die den Wirt-
schaftseinheiten zur Verfügung stehen und mit beitragen,
den Ausgleich der Entgelte für gleiche Faktorbeiträge bei
zweckmäßiger Allokation der Ressourcen, d. h. vollstän-
dige Integration und höchstmögliches Niveau der Wirt-
schaftstätigkeit zu ermöglichen.“ Diese Definition ist im
deutschsprachigen Raum sehr verbreitet und enthält die
bedeutsame Unterscheidung zwischen materieller, im-
materieller und personeller Infrastruktur. Zur materiellen
Infrastruktur stehen die beiden anderen Formen der Infra -
struktur, geeignete Institutionen und Humankapital bzw.
Know-how, in einem komplementären Verhältnis. Die De -

finition macht zudem deutlich, dass die Leistungsfähig-
keit der Infrastruktur nicht von der Höhe der Infrastruktur -
investitionen (als Stromgröße), sondern von Quantität und
Qualität des Infrastrukturbestandes abhängig ist. Dies gilt
insbesondere dann, wenn Infrastrukturen einen „Netz-
charakter“ aufweisen: Der Nutzen einer Infrastruktur maß -
nahme ergibt sich dann erst durch ihr Zusammenwirken
mit den anderen Bestandteilen des Gesamtnetzes.

Für empirische Analysen ist diese Definition jedoch
wenig hilfreich, da hiernach kaum zu entscheiden ist,
wann ein bestimmter Teil des Anlagevermögens in einem
Wirtschaftsbereich tatsächlich der Infrastruktur zuzurech -
nen ist. Es ist daher erforderlich, den Infrastrukturbegriff
stärker zu operationalisieren. Aufgrund mangelnder Da-
ten aus dem privaten Sektor wird in der überwiegenden
Anzahl der empirischen Literatur zur Ermittlung eines
 Zusammenhangs zwischen Infrastruktur(-investitionen)
und Wirtschaftswachstum derjenige Teil des physischen
Kapitalstocks einer Volkswirtschaft verwendet, der durch
den Staat bereitgestellt wird. Für statistische Auswertun-
gen wer den daher die „Ausgaben des Staates in Bau-
maßnahmen“1 (Finanzstatistik) bzw. die „Bauinvestitio-
nen des Staates“ (VGR) herangezogen.

Infrastrukturinvestitionen lange Zeit rückläufig

Tabelle 1 stellt zunächst die Bedeutung der Bauinvesti-
tionen für die staatliche Investitionstätigkeit dar. Tatsäch-
lich ist ein erheblicher Teil der in der VGR ausgewiesenen
Bruttoanlageinvestitionen in Bauinvestitionen für Nicht-
wohnbauten zu finden – im Jahr 2012 betrug ihr Anteil
75 % an den öffentlichen Bruttoanlageinvestitionen.

Der Anteil des Verkehrssektors an den Brutto -
anla ge investitionen (staatlich und nicht-staatlich) hat sich
 dabei seit 1994 nicht merklich verändert. Er lag im Jahr
1994 bei 6,4 % und im Jahr 2011 nur leicht höher bei
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7,1% (vgl. Abb. 1). Der verhältnismäßig niedrige Wert
liegt  darin begründet, dass die Bruttoanlageinvestitionen
der nichtstaatlichen Sektoren zuletzt etwa das Zehn -
fache der staat lichen Bruttoanlageinvestitionen betrugen
(2011: 427,2Mrd.€), Infrastruktur aber hauptsächlich
 öffentlich bereitgestellt wird.

Abbildung 2 veranschaulicht die Entwicklung der Infra-
strukturinvestitionen (nach Ebenen) anhand der Ausga-
ben des Staates in Baumaßnahmen (Finanzstatistik). Vor
dem Jahr 1990 weisen diese keinen fallenden Trend auf
– blieben jedoch hinter dem Wachstum des Brutto -
inlandsprodukts zurück. Nach 1991 waren die Ausgaben

Jahr

Staat

Insgesamt 
Ausrüstungs-
investitionen

Bauinvestitionen Sonstige

Wohnbauten Nichtwohnbauten Anlagena

in Mrd. €

1991 39,9 6,2 1,3 31,5 1,0

1992 45,3 6,7 1,3 36,3 1,0

1993 44,4 5,9 1,2 36,2 1,1

1994 44,2 5,2 1,0 36,9 1,2

1995 40,0 4,8 0,8 33,0 1,3

1996 38,8 4,7 0,9 31,9 1,3

1997 35,9 4,2 0,9 29,5 1,4

1998 36,5 4,8 0,8 29,4 1,4

1999 39,1 5,4 0,8 31,5 1,5

2000 39,0 5,2 0,7 31,4 1,6

2001 38,9 5,4 0,7 31,1 1,6

2002 37,8 5,4 0,7 30,1 1,7

2003 35,2 4,7 0,6 28,1 1,7

2004 32,5 4,8 0,5 25,5 1,8

2005 31,4 4,9 0,5 24,2 1,8

2006 33,7 5,1 0,5 26,3 1,8

2007 36,0 4,8 0,5 28,7 2,0

2008 38,8 5,4 0,7 30,8 1,9

2009 41,5 6,8 0,7 32,1 1,9

2010 41,9 6,6 0,6 32,7 2,0

2011 42,7 6,7 0,6 33,3 2,0

2012 40,8 7,5 0,6 30,6 2,1

a) Nutztiere und Nutzpflanzungen, immaterielle Anlagegüter, Grundstücksübertragungskosten für unbebauten Grund und Boden. 

Quelle: Statistisches Bundesamt (2013c).

Tabelle 1: Bruttoanlageinvestitionen des Staates und der nichtstaatlichen Sektoren (Abgrenzung der VGR)
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Quellen: BMVBS (2013), Berechnungen und Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 1: Anteil des Verkehrs an allen Bruttoanlageinvestitionen (Abgrenzung der VGR)
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Abbildung 2: Entwicklung der Ausgaben des Staates in Baumaßnahmen 
(in Mill. €; Abgrenzung der Finanzstatistik)
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deutlich höher; es folgte allerdings eine Phase rückläu -
figer Infrastrukturinvestitionen, die etwa bis zum Jahr
2005 andauerte. Zuletzt lagen die Ausgaben des Staates
in Baumaßnahmen wieder über dem Niveau der Jahre
2005 bis 2008, als sie ihren niedrigsten Stand nach der
Wiedervereinigung aufwiesen. In der Abbildung ist eben-
falls ersichtlich, dass die Kommunen die Hauptträger
 öffentlicher Investitionen sind. Im Jahr 2012 trugen sie
mehr als die Hälfte der öffentlichen Ausgaben für Bau-
maßnahmen. Länder und Bund trugen jeweils knapp ein
Viertel der Ausgaben.

Werden regionale Unterschiede in den staatlichen Aus -
gaben für Baumaßnahmen betrachtet, fällt auf, dass die-
se Ausgaben in den ostdeutschen Flächenländern deut-
lich höher ausfielen als im Rest Deutschlands (vgl. Abb. 3).
Im Jahr 1992 lagen die Ausgaben je Einwohner fast auf
dem doppelten Niveau verglichen mit dem deutschen
Durchschnitt, näherten sich diesem bis zum Jahr 2012
aber sukzessive an. Dennoch verblieben sie bis zuletzt
über dem Niveau in den westdeutschen Flächenländern
oder den Stadtstaaten.

Im internationalen Vergleich ist die Investitionsquote
des Staates, definiert als Anteil staatlicher Bruttoanla -
geinvestitionen am BIP, in Deutschland eher niedrig (vgl.
Abb. 4): Mit Ausnahme des Vereinigten Königreichs (1996–
 2003, 2005) und Italien (2004) war sie in allen Vergleichs-

ländern im Zeitraum 1996 bis 2012 teils deutlich höher als
in Deutschland. Auffällig ist dabei die hohe staatliche In-
vestitionsquote in Spanien und Frankreich, wo in einigen
Jahren gemessen am BIP mehr als doppelt so viel wie in
Deutschland investiert wurde.

Abschließend sei noch ein Blick auf den Zustand der
Infrastruktur in Deutschland gerichtet. Abbildung 5 stellt
das Durchschnittsalter von Bauten für verschiedene Ar-
ten von Bauten dar. Im Vergleich zu anderen Bauten sind
Straßen in Deutschland relativ „jung“. Allen gemein ist je-
doch, dass das Durchschnittsalter ansteigt: im Falle der
Straßen von 20 Jahren im Jahr 1991 bis auf knapp 26
Jah re im Jahr 2010. Die Qualität der Infrastruktur muss
dabei jedoch nicht unbedingt abnehmen. So zeigt sich
beispielsweise im Global Competitiveness Report 2012–
2013 des WORLD ECONOMIC FORUMS (2013), dass Deutsch -
land im europäischen Vergleich die beste Infrastruktur -
qualität aufweist.

Wachstumswirkungen von Infrastrukturinvestitionen
gering

Die im Ländervergleich niedrigen Infrastrukturinvestitio-
nen in Deutschland müssen nicht unbedingt ein Problem
darstellen, sofern dies nicht sehr stark auf das Wirt-

Quellen: Statistisches Bundesamt (2013b), Berechnungen und Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 3: Entwicklung der Ausgaben der Länder und Gemeinden/Gemeindeverbände für
 Baumaßnahmen (in € je Einwohner; Abgrenzung der Finanzstatistik)
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Quellen: Europäische Kommission (AMECO Datenbank, 2013), Berechnungen und Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 4: Staatliche Bruttoanlageinvestitionen in % des Bruttoinlandsprodukts zu Marktpreisen in
 verschiedenen OECD Ländern, 1992–2012
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Quellen: Statistisches Bundesamt (2011), Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 5: Durchschnittsalter von Bauten (in Jahren)
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schaftswachstum eines Landes wirkt. Großes Aufsehen
erregten im Jahr 1989 jedoch Ergebnisse, nach denen die
Zunahme des volkswirtschaftlichen Bestandes an Kern -
infrastruktur um 1% pro Jahr einen Zuwachs des volkswirt -
schaftlichen Outputs um 0,38–0,56 % pro Jahr bewirken
würde [dies wird als Outputelastizität der Infrastruktur
bezeichnet; ASCHAUER (1989a–c)]. Übersetzt in Rentabi-
litätsziffern hätte dies alle im privaten Sektor zu erzielen-
den Investitionsrenditen weit übertroffen. In der Folgezeit
entwickelte sich daher eine wissenschaftliche Debatte um
die korrekte Bestimmung und Höhe der Output elastizität
von Infrastrukturinvestitionen. Die dominierenden Schätz -
ansätze umfassen dabei den Produktionsfunktions -
ansatz, Kostenfunktionsschätzungen sowie vektorauto-
regressive Modelle.

Beim Produktionsfunktionsansatz, wie ihn auch ASCHAU -
ER (1989a– c) verwendet hat, wird die Infrastruktur als
Produktionsfaktor bei der Erstellung des gesamtwirt-
schaftlichen Outputs betrachtet. Problematisch ist dabei
die institutionell sinnvolle Abgrenzung des Produktions-
faktors Infrastruktur. Bei Schätzungen mit Hilfe geeigne-
terer statistischer Methoden sowie einer für die Zwecke
der Outputschätzung angemesseneren Abgrenzung der
Infrastruktur reduzierten sich die ermittelten Elastizitäten
nach 1989 für die EU jedoch auf einen Bereich von 0,1
bis 0,2, für die Verkehrsinfrastruktur sogar auf unter 0,1.
Der Produktionsfunktionsansatz als Ein-Gleichungsschät -
zung berücksichtigt allerdings nicht alle Kausalitäts- und
Wechselwirkungen (z. B. Crowding-Out privater Investi-
tionen, Finanzierungseffekte oder den Netzcharakter von
Infrastrukturen).

Daher haben sich einige Autoren für einen Kosten-
funktionsansatz entschieden. Die Kostenfunktion be-
zeichnet die gesamtwirtschaftlichen Kosten, die bei der
Erzeugung der Outputs entstehen. Diese Kosten werden
auch durch den Bestand an Infrastruktur beeinflusst. Der
Vorteil dieses Ansatzes ist eine größere Freiheit bei der
Wahl der funktionalen Form des grundlegenden Modell-
zusammenhangs. Auch hier deuten die Ergebnisse auf
deutlich geringere Effekte hin als von ASCHAUER (1989a–c)
berechnet.

Als weitere Alternative zum Produktionsfunktionsan-
satz haben sich vektorautoregressive Modelle etabliert,
die insbesondere geringere ökonometrische Probleme
aufweisen. Zur Schätzung der Effekte von Infrastruktur -
investitionen müssen nur wenige Annahmen getroffen
werden, außerdem besteht kein Problem bezüglich der
Kausalitäten: Sind die Infrastrukturinvestitionen hoch,
weil der Output hoch ist, oder ist der Output hoch, weil
eine hochwertige Infrastruktur bereitgestellt wird? Beide
Möglichkeiten werden zugelassen. Die Elastizitäten fallen
hier insgesamt überwiegend positiv, aber meist gering
aus.2

Statistische Erfassung unzureichend

Abgeleitet aus der Darstellung der Entwicklung der Infra-
strukturinvestitionen sowie den theoretischen Grund -
lagen zu deren Wachstumswirkungen konzentriert sich
das zugrundeliegende Kurzgutachten auf die Suche nach
den Gründen für den beobachteten Verlauf der Infra-
strukturinvestitionen seit 1992. Dies geschieht anhand von
zehn Hypothesen, die in vier Kategorien fallen: Unzurei-
chende statistische Erfassung, fiskalische Rahmenbedin-
gungen, makroökonomische Rahmenbedingungen und
veränderte Charakteristika der Investitionstätigkeit.

Zunächst wird untersucht, inwiefern Veränderungen
der Datenbasis den beobachteten Verlauf erklären kön-
nen. Dabei spielen vor allem zwei Aspekte eine Rolle, die
voneinander getrennt betrachtet werden: Zum einen die
Art der Erfassung der staatlichen Investitionstätigkeit in
der amtlichen Statistik und zum anderen die Nicht-Erfas-
sung privater Investitionstätigkeit. Die staatliche Investi -
tionstätigkeit wurde mit Einführung der Doppik auf kom-
munaler Ebene zum Teil anders verbucht. Darauf wurde
jedoch mit einer systematischen Erweiterung des Be-
richtskreises in der Finanzstatistik reagiert, sodass hier-
aus keine statistisch bedingten Untererfassungen zu be-
gründen sind. Möglich wäre jedoch, dass eine verstärkte
Nutzung alternativer Instrumente der Investitionsförde-
rung, z. B. Kreditgarantien oder Steuervergünstigungen,
zu einer Untererfassung führen. Ebenso könnte die ver-
stärkte Ausgliederung von Projekten, wie beispielsweise
im Rahmen Öffentlich-Privater Partnerschaften, zu einer
unzureichenden statistischen Erfassung der staatlichen
Investitionstätigkeit führen. In beiden Fällen wären die in
der Statistik ausgewiesenen Infrastrukturinvestitionen rück -
läufig, obwohl dies in der Realität so nicht zu beobachten
wäre.

Die Finanzlage der Kommunen könnte die
 Investitionstätigkeit hemmen

Aus fiskalischer Perspektive könnten mehrere Faktoren
für die Entwicklung der Infrastrukturinvestitionen verant-
wortlich sein. An dieser Stelle seien vor allem die Einmal-
effekte im Zuge der Wiedervereinigung sowie durch das
Konjunkturpaket II und die geringe Finanzmittelausstat-
tung der Kommunen genannt.

In Ostdeutschland wurde nach der Wiedervereinigung
vom Sachverständigenrat (SVR) die vernachlässigte In-
frastruktur als wesentliches Wachstumshemmnis identi -
fiziert [SVR (1990)]. Das Verkehrsnetz und vor allem die
Informations- und Kommunikationsinfrastruktur entspra-
chen nicht den westdeutschen Standards. Die Investi -
tionsbedarfe wurden seinerzeit vom Bundesverkehrsmi -
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nis terium allein im Bereich Verkehr auf rund 65 Mrd.€
geschätzt [vgl. SVR (1990)]. In Abbildung 2 zeigt sich der
erhebliche Anstieg der staatlichen Bauausgaben nach
1990, Abbildung 3 zeigt, dass dieser überwiegend aus
hohen Investitionen in den neuen Bundesländern stammt.
Nachdem die dringlichsten Investitionen abgeschlossen
waren, sank die Investitionstätigkeit bis zum Jahr 2005
wieder deutlich ab. Der beobachtete Rückgang kommu-
naler Ausgaben für Baumaßnahmen beruht daher zum
Teil auf dem Aufholeffekt in Ostdeutschland. Seit dem
Jahr 2006, und hier insbesondere in den Jahren 2009–
2010, stiegen die kommunalen Ausgaben für Baumaß-
nahmen wieder deutlich an (vgl. Abb. 2). Anfangs lag
dies am allgemeinen konjunkturellen Aufschwung – die
Investitionsausgaben der Gemeinden sind stark konjunk-
turabhängig. In den Krisenjahren konnte dann durch das
Konjunkturpaket II ein weiterhin hohes und sogar noch
steigendes Investitionsniveau erreicht werden. Der lang-
fristige Rückgang der Ausgaben für Baumaßnahmen
wird daher am aktuellen Rand durch die Effekte des
Konjunkturpaketes II eher noch unterschätzt.

Der Finanzierungssaldo der Kommunen ist im Jahr
2012 zwar im Schnitt positiv, allerdings darf dies nicht
darüber hinwegtäuschen, dass die Gemeinden eine sehr
heterogene Finanzlage aufweisen. Die unzureichende Fi-
nanzmittelausstattung vieler Gemeinden ergibt sich bei-
spielsweise durch stark angestiegene Sozialausgaben.
Zusätzlich besteht de facto ein Verschuldungsverbot und
es muss an anderer Stelle im Haushalt gespart werden.
Damit stehen den Gemeinden und Gemeindeverbänden
für investive Vorhaben nicht in ausreichendem Maße Mit-
tel zur Verfügung: das gewünschte Investitionsniveau wird
daher wohl nicht überall erreicht.

In Vergleichsländern haben Blasen die
 Investitionstätigkeit getragen

Für die im Ländervergleich rückläufigen und niedrigen In-
vestitionsquoten, wie sie in Abbildung 4 dargestellt wa-
ren, zeichnen sich nicht nur die fiskalischen, sondern
auch die makroökonomischen Rahmenbedingungen ver -
antwortlich. Hierbei ist vor allem die Entwicklung der
Preise für Bauten zu nennen. Steigen die Preise für Bau-
maßnahmen weniger stark als der Deflator des Brutto -
inlandsprodukts, wird selbst bei konstanter realer Investi -
tionsquote die nominale Investitionsquote zurückgehen.
Abbildung 6 stellt die Entwicklung des Deflators der
Bruttoanlageinvestitionen und des Bruttoinlandsprodukts
gegenüber.

Deutlich zeigt sich der fallende Verlauf der Kurve für
Deutschland. Die Preise für Investitionsgüter sind hier
tatsächlich deutlich schwächer gestiegen als die Preise

für alle hergestellten Güter. Dies erklärt zum Teil den fal-
lenden Verlauf der Investitionsquote. Diese Entwicklung
vollzieht sich jedoch nicht für alle Vergleichsländer glei-
chermaßen. Besonders in Spanien und Frankreich sind
die Investitionsgüterpreise sogar überproportional ge-
stiegen – und das sind genau die Länder, die relativ hohe
Investitionsquoten aufwiesen. Der Rückstand Deutsch-
lands in der nominalen Investitionsquote stammt dem-
nach teilweise daher, dass in anderen Ländern höhere
Preise für Investitionen gezahlt werden müssen, somit
zwar die nominale, nicht notwendigerweise aber auch
die reale Investitionsquote höher ausfällt.

Zu der divergierenden Preisentwicklung kommt hin-
zu, dass in einigen Ländern der EU, vor allem in Spanien,
im selben Zeitraum die Bauinvestitionen überproportional
anstiegen. Niedrige Zinsen in Verbindung mit der Aus -
sicht auf hohe Renditen insbesondere nach der Euro-
Einführung begünstigten makroökonomische Ungleich-
gewichte, die die Investitionstätigkeit auf einigen regio-
nalen Märkten sehr stark anregten. Dieser Bauboom,
welcher in Deutschland in dieser Weise nicht stattfand,
erklärt einen Teil der im Vergleich niedrigen Investitions-
quoten in Deutschland.

Sättigungseffekte reduzieren staatliche
 Bauinvestitionen

Auch die Charakteristika öffentlicher Investitionen kön-
nen einen Einfluss auf die Höhe der Investitionsquote ha-
ben. Es stellt sich zum Beispiel die Frage, wie sich staat-
liche und private Infrastrukturinvestitionen zueinander
verhalten. Im Grunde gibt es hierbei zwei Möglichkeiten:
Entweder staatliche Investitionen führen zu Kostensen -
kungen im privaten Sektor und begünstigen so weitere
(private) Investitionen (Crowding-In). Staatliche und pri-
vate Investitionen wären dann Komplemente. Alternativ
könnten staatliche und private Investitionen einander ver -
drängen (Crowding-Out). In diesem Fall würde man von
Substitutio nalität zwischen staatlichen und privaten In -
vestitionen sprechen. In zahlreichen Studien [z. B. SEITZ

(1994), RWI (2010)] wurde für Deutschland ein komple-
mentärer Charakter staatlicher und privater Investitionen
gefunden. Allerdings spielt auch die Höhe der Komple-
mentarität eine Rolle. Stellt man die Investitionsquote
und das BIP je Einwohner in Relation zueinander, so
zeigt sich, dass die Investitionsquote mit steigendem
Wohlstand abnimmt. Dies könnte für Deutschland auf
 einen rückläufigen Grad der Komplementarität hindeuten:
Mit steigendem Wohlstand ist in Deutschland auch die
Infrastrukturqualität sowie der Bestand angewachsen –
zusätzliche Investitionen haben nur noch einen ver-
gleichsweise geringen zusätzlichen Nutzen (Sättigungs-
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effekte). Diese Beobachtung kann zur Erklärung der rück -
läufigen Investitionsquoten beitragen.

Nicht vernachlässigt werden darf dabei jedoch der
Netzcharakter von Infrastrukturen. Zwar mögen hohe In-
vestitionsquoten den Nutzen insgesamt nicht besonders
stark anheben, zielgerichtete Investitionen in Knoten oder
Kanten können aber hohe Wachstumswirkungen aufwei-
sen. Problematisch ist, dass in einigen empirischen Stu-
dien dieser Umstand unberücksichtigt bleibt – sie finden
daher nur durchschnittliche Wachstumswirkungen (s. o.).
Beseitigen Infrastrukturinvestitionen tatsächlich Engpäs-
se, können die Ergebnisse jedoch eine Unterschätzung
der Effekte darstellen. Deutschland besitzt eine qualita-
tiv hochwertige Infrastruktur, sodass gezielte Investitio-
nen in der jüngeren Vergangenheit dazu beigetragen
haben könnten, dass die Investitionsquote niedrig aus-
fällt, ohne dass das Wirtschaftswachstum beeinträchtigt
wird.

In diesem Zusammenhang kann die gesamtwirt-
schaftliche Effizienz von Investitionen betrachtet werden.
Anders als bei der Ermittlung der Outputelastizitäten wird
hier eine Durchschnittsbetrachtung zugrunde gelegt. Kon -
kret wird überprüft, wie hoch das Wirtschaftswachstum
je Prozentpunkt der Investitionsquote ausfällt. Die Effi -

zienz von Investitionen fällt in Deutschland im Länderver-
gleich zwar höher aus als im Schnitt der Eurozone oder
der EU-15, insgesamt aber nicht besonders hoch. Aller-
dings ist zu berücksichtigen, dass hier das gesamte
Wirtschaftswachstum auf Investitionen zurückgeführt wird.
Wie im Zusammenhang mit Abbildung 1 erläutert, ma-
chen Infrastrukturinvestitionen nur einen kleinen Teil der
gesamten Bruttoanlageinvestitionen (staatlich und nicht-
staatlich) in Deutschland aus. Eine hohe Effizienz von In-
frastrukturinvestitionen scheint aber nicht für die geringe
Investitionsquote verantwortlich.

Die Politik kann handeln

Die Bestimmungsfaktoren für das Niveau und den zeit -
lichen Verlauf der Infrastrukturinvestitionen sowie die
 Position Deutschlands im internationalen Vergleich bil-
den die Grundlage für die Ableitung wirtschaftspolitischer
Hand   lungsoptionen. Hierbei wird, analog zur Kategorisie -
rung der Bestimmungsfaktoren, unterschieden zwischen
fiskalpolitischen Handlungsoptionen, den allgemeinen  In -
ves titionsbedingungen sowie Möglichkeiten zur effizien-
teren Erstellung und Bewirtschaftung der Infrastruktur.

Quellen: Europäische Kommission (AMECO Datenbank, 2013), Berechnungen und Darstellung des ifo Instituts.

Abbildung 6: Entwicklung der Relation des Deflators der Bruttoanlageinvestitionen und des Deflators des
Bruttoinlandsprodukts im Ländervergleich (1995=100)
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Auch wenn es offen bleiben muss, wie hoch ein etwaiger
„infrastruktureller Nachholbedarf“ in Deutschland ausfällt,
ergeben sich aus fiskalpolitischer Perspektive zahlreiche
Handlungsoptionen zur Stärkung der Investitionstätigkeit,
die sich überwiegend auf die Verbesserung der kommu-
nalen Finanzausstattung beziehen. Generell gilt, je mehr
Finanzmittel den Kommunen als Hauptträger öffentlicher
Bauinvestitionen zur Verfügung stehen, umso mehr kann
auch (in Infrastruktur) investiert werden. Zwar stellen Fis-
kalpakt und Schuldenbremse wenigstens für die Zukunft
Beschränkungen in den Finanzierungsmöglichkeiten für
Bund und Länder dar. Möchte man jedoch die Investiti-
onstätigkeit anregen, könnten dennoch Mittel zugunsten
der Kommunen umverteilt werden. Auch Kofinanzierungs -
programme könnten Investitionsanreize setzen. Eventuell
sollten auch zweckgebundene, investive Zuweisungen
an die Kommunen gehen, damit die Mittel tatsächlich im
Vermögenshaushalt verausgabt werden, und nicht für
die Deckung von Lücken im Verwaltungshaushalt heran-
gezogen werden.

Gegeben der insgesamt hohen Qualität der Infrastruk -
tur, die jedoch punktuell in einem schlechten Zustand ist,
sollte sich die Debatte um Infrastrukturinvestitionen vor-
nehmlich auf Erhaltungsinvestitionen konzentrieren. Die
negativen Wachstumswirkungen unterlassenen Erhalts
könnten Hemmnisse für die künftige wirtschaftliche Ent-
wicklung darstellen. In diesem Kontext ist auch eine
 stärkere Bürgerbeteiligung wünschenswert. Infrastruktur -
groß projekte sind heute medial mit weit mehr Aufmerk-
samkeit bedacht als kleinere, lokale Projekte. Bessere
 Information vor allem der direkt betroffenen Bürger ggf.
sogar in Verbindung mit direkter Finanzierungsbeteili-
gung könnte die Sensibilisierung für Ersatzbedarfe schär -
fen und Fehlanreize für Politiker minimieren.

Infrastruktur effizienter bewirtschaften

Vieles spricht dafür, dass die vorhandene (Verkehrs-)In-
frastruktur bei effizienterer Bewirtschaftung auch die An-
forderungen bei einem erhöhten Verkehrsaufkommen
bewältigen kann. Dazu ist es jedoch notwendig, das Ver-
kehrsaufkommen so zu lenken, dass die Auslastung stark
belasteter Infrastrukturen bzw. Teile dieser gleichmäßiger
gestaltet wird. Aus politischer Perspektive könnten auf
stark belasteten Straßen Straßennutzungsgebühren, die
gegebenenfalls zeitabhängig gestaltet sind, durch die
Lenkung der Verkehrsströme dieses Ziel und somit eine
erhöhte Effizienz erreichen.

Als zusätzliche Maßnahme kommt die weitere Re -
gulierung von Infrastrukturnetzen in Deutschland in Be-
tracht. In vielen Bereichen der Infrastruktur gibt es jedoch
bereits viele gute Ansätze. Darüber hinaus kann über

eine Vereinfachung administrativer Verfahren nachgedacht
werden. Niedrigere Kosten in der Verwaltung von Infra-
strukturprojekten zum Beispiel würden sehr wahrschein-
lich die Investitionstätigkeit, insbesondere auf kommuna-
ler Ebene, anregen.

Fazit

Die Frage, ob es sich beim Rückgang der Infrastruktur -
investitionen in Deutschland um eine „quasi-natürliche“
Entwicklung handelt, kann auf Grundlage der im Kurz -
gut achten untersuchten und hier verkürzt dargestellten
Hypothesen nicht eindeutig beantwortet werden. Verschie -
dene Faktoren, wie Sättigungseffekte, unzureichende sta -
tistische Erfassung oder divergierende Preisentwicklungen
sprechen für eine wirtschaftspolitisch eher unbedenk -
liche Entwicklung. Einige Aspekte, wie der Netz charakter
von Infrastruktur, die angespannte Finanzlage der Kom-
munen sowie aufwendige Planungsverfahren bieten den-
noch Ansatzpunkte, um die Investitionstätigkeit anzuregen.
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